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Weinmann: Lob der Arbeit von Justiz, Polizei und Verfassungsschutz ist
wichtig – reicht aber allein nicht

Zur Meldung, in Heilbronn wurde bei einem Einsatz der GSG 9 ein mutmaßlicher Unterstützer des IS
festgenommen, der über Twitter-Accounts, WhatsApp- und Facebook-Profile IS-interne Kommunikation
gefördert habe, sagte der rechtspolitische Sprecher der FDP-Landtagsfraktion Nico Weinmann:

„Die Festnahme des mutmaßlichen IS-Unterstützers in Heilbronn zeigt einmal mehr, dass Deutschland
ein Operationsgebiet des islamistischen Terrors ist. Der konsequente und beherzte Zugriff wird daher von
uns ausdrücklich begrüßt. Mittlerweile führt der Generalbundesanwalt strafrechtliche Ermittlungen in
Sachen islamistischen Terror in einem Umfang, der mit der personellen Ausstattung des
Genrealbundesanwalts längst nicht mehr Schritt hält. Immer wieder muss er Verfahren an
Landesbehörden abgeben.

Es reicht daher nicht, dass wir nur die gute Arbeit von Justiz, Polizei und Verfassungsschutz loben. Die
Politik muss den Behörden auch die Ressourcen zur Verfügung stellen, die sie für eine erfolgreiche Arbeit
benötigen. Der Generalbundesanwalt braucht mehr personelle Unterstützung aus den Ländern. Baden-
Württemberg muss die Personalsituation bei der Justiz weiter verbessern. Selbst wenn man die im
aktuellen Haushalt geschaffenen neuen Stellen für Richter und Staatsanwälte berücksichtigt, fehlen
selbst nach Angaben der Landesregierung immer noch mindestens 129 weitere Stellen. Die Polizei leidet
noch mehr unter Personalmangel.

Daneben müssen den Sicherheitsbehörden die rechtlichen Möglichkeiten an die Hand gegeben werden,
die es für die zielgerichtete Überwachung von beispielsweise WhatsApp braucht. Dies sollte allerdings
auf verfassungsrechtlich einwandfreie Art geschehen und nicht so, wie es CDU und Grüne in Baden-
Württemberg gemacht haben.“


